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Wachsen lassen
Martin Schwarzkopf
über neue Köpfe
in Staatsämtern

N un also Bärbel Bas: Die
SPD-Politikerin aus Duis-
burg, bis zuletzt eher so-

zial- und gesundheitspolitischen
Insidern ein Begriff, steht als
neue Präsidentin dem Bundes-
tag vor. Wer noch vor einigen
Monaten gewagt hätte, über die
Sozialdemokraten als stärkste
Kraft im frisch gewählten Par-
lament zu sinnieren, wäre wohl
kaum ernst genommen worden.
Dennoch ist es so gekommen –
weil in Zeiten der ständigen und
tiefgreifenden Veränderung
eben auch in der großen Politik
fast alles möglich ist.
Tatsächlich übertreibt der

wahrscheinlich nächste Kanzler
Olaf Scholz nicht, wenn er in
Interviews die anstehenden
Umbrüche in unserem Leben
mit der Zeit der Industrialisie-
rung vergleicht. Der Umbau
unserer Gesellschaft zu einer
(wirklich) digitalen und klima-
neutralen wird uns allen viel
abfordern. Er wird – wie jede
große Transformation – nicht
ohne erhebliche Schmerzen
möglich sein, er wird Gewinner
und Verlierer produzieren.
Diesen zwingenden Verän-

derungsprozess politisch zu

steuern, ist eine gigantische
Aufgabe. Ob das künftige Am-
pelbündnis dafür die nötige
Kraft aufbringen wird, ist noch
nicht ausgemacht. Erste positive
Signale gibt es. Noch liegt aber
zu vieles im Ungefähren, im
Unkonkreten. Bei aller Begeis-
terung für die Chancen dieser
gesellschaftlichen Modernisie-
rung dürfen soziale Aspekte
nicht vernachlässigt werden,
müssen Überforderungen so
weit es geht abgefedert werden.
Es ist gut und richtig, dass

neue, unverbrauchte Köpfe in
diesem Prozess mehr Verant-
wortung übernehmen. Bärbel
Bas steht als Parlamentspräsi-
dentin dafür beispielhaft. Auch
dem Bundeskabinett wird es
guttun, wenn frische Ideen
Einzug halten. Daran sollte vor
allem die SPD denken, die gut
beraten wäre, einige ihrer bis-
herigen Minister nicht erneut
aufzubieten.
Die Neuen in den Staatsäm-

tern werden Zeit brauchen, um
in ihre Aufgaben hinein zu
wachsen – sie haben diese Ge-
duld verdient. Hoffentlich wer-
den sie dabei vom Regierungs-
apparat nicht zu schnell abge-
schliffen und erhalten sich
einen Blick, der nicht von Rou-
tinen und eingeübten Standards,
sondern von Lust auf das Ge-
stalten der Zukunft geprägt ist.

Kurzfristig entlasten
Björn Hartmann
über steigende
Energiepreise

S eit Wochen steigen die
Energiepreise in Deutsch-
land, vor allem für Sprit und

Gas. Unter dem Aspekt Klima-
schutz ist das eine gute Nach-
richt: Verteuern sich fossile
Brennstoffe, wird es auch teu-
rer, CO2 in die Luft zu blasen
und damit den Klimawandel
anzuheizen. Anders gesagt: Der
Verbraucher soll nach Alterna-
tiven suchen, die das Klima
nicht so stark belasten. Oder
zumindest weniger CO2 erzeu-
gen.
Dass es jetzt so viele Forde-

rungen gibt, zum Beispiel die
CO2-Abgabe auf Sprit auszuset-
zen, zeigt eine gewisse Verlo-
genheit: Wir wollen das Klima
schützen, es darf aber nicht weh
tun. Die Frage ist, wie sehr es
weh tun darf, ob und wie die
Politik reagieren muss.
Zunächst einmal: Sprit zum

Beispiel ist im Vergleich zum
Einkommen früher deutlich
teurer gewesen. Die Deutschen
mussten anteilig mehr von
ihrem Geld für Benzin oder
Diesel ausgeben als heutzutage.
Manche wollen damit zeigen,
dass heute alles nicht so
schlimm ist. Die Politik müsste
nichts tun.
Aber diese Betrachtung greift

zu kurz und ist auch nur theo-
retisch wichtig. Denn das Wis-

sen, dass in der Vergangenheit
alles noch schlimmer war, hilft
nicht, die Probleme heute zu
lösen.
Niemand hat ein Anrecht auf

dauerhaft niedrige Spritpreise.
Sie schwanken seit Jahren. Wer
jetzt an der Zapfsäule viel be-
zahlen muss, fährt oft auch ein
besonders großes, teures Auto
mit entsprechend hohem Ver-
brauch. Diese Autofahrer hätten
es wissen können. Ihnen war
anderes beim Fahrzeugkauf
wichtig, als wenig CO2 auszu-
stoßen. Das ist völlig in Ord-
nung, nur müssen sie auch die
Folgen tragen.
Wer die Folgen nicht tragen

kann, sind diejenigen, die wenig
verdienen, ältere Fahrzeuge
fahren und auf das Auto ange-
wiesen sind. Und hier sollte der
Staat gegensteuern, um sie nicht
über Gebühr zu belasten. Kurz-
fristig die beste und sozial ge-
rechteste Lösung sind pauschale
Zahlungen in einheitlicher Höhe
an die Bürger und Bürgerinnen.
Mittelfristig sollte der Staat das
Geld besser einsetzen und zum
Beispiel den Nahverkehr
vor allem auf dem Land ver-
bessern.
Denn nur, wer eine Alterna-

tive zum eigenen Auto hat, kann
umsteigen. Und natürlich soll-
ten alle angesichts der steigen-
den Preise über ihren Ver-
brauch nachdenken.
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»Das vergessen die Menschen nicht«
Werner Weidenfeld: Politikwissenschaftler sieht auch Markus Söder durch Streit in Union als beschädigt an

Von unserem Korrespondenten
RALF MÜLLER

MÜNCHEN. Welche Schlussfolge-
rungen kann man aus der Bundes-
tagswahl ziehen? Unsere Münch-
ner Redaktion sprach mit dem
Politikwissenschaftler Werner
Weidenfeld über die Gründe der
Niederlage der Union, die Rolle
Söders und was das für die künftige
Landtagswahl in Bayern heißt.

Herr Professor Weidenfeld, was
können die Parteien aus Sieg und
Niederlage bei der Bundestags-
wahl lernen?
Die großen Blöcke der Stamm-
wähler sind abgeschliffen. In Er-
scheinung getreten ist ein fluides
Stimmungsmilieu, das sich schnell
verändert. Die SPD war über Jahre
tief im Zustimmungskeller, und
zwar wegen ihrer permanenten
Führungszermürbung, wenn nicht
gar Führungszerstörung. In die-
sem innerparteilichen Wahlkampf
hat Olaf Scholz weniger als 15
Prozent der Stimmen bekommen.
Zu diesem Zeitpunkt war das
Thema Kanzlerkandidat gar keine
heiße Frage. Man hat dann gesagt,
der stille vornehme Hanseat Olaf
Scholz kann das machen. Von da
an artikulierte sich die SPD-Füh-
rung gar nicht mehr. Es gab nur
diesen behutsam-vornehmen
Hanseaten mit einem Hauch von
Amtsbonus – und schon gingen die
Zustimmungsraten hoch.

Und die Grünen?
Sie hatten zunächst hohe Zustim-
mungsraten, weil das Schlüssel-
thema vor Corona Umweltrettung
war. Die Grünen hatten die Sach-
kompetenz dazu. Dazu kam eine
sehr freundliche Kommunika-
tionsart. Die Spitzen der Grünen
lächelten Sie ständig an, sagen,
dass man das schon packen würde
– also Sachkompetenz mit freund-
licher Kommunikation ergab den
Höhenflug, der wegen Pannen
nicht ganz so hoch ausfiel wie er-
hofft.

Und die Union?
Die Union stand zunächst relativ
gut da und hat dann das Modell der
SPD kopiert, also die innere Zer-
mürbung, das Niedermachen – und
schon sind die Daten der Union
runtergegangen. Der Eindruck der
Zerstrittenheit ist ein gravierender
Punkt in der Wählerstimmung ge-
worden. Die Union hat jetzt 8,9
Prozent der Stimmen verloren, bei
der Wahl zuvor 2017 waren es 11,4
Prozent.

Die Demokrazia Christiana in
Italien hat aufgehört zu existie-
ren. Halten Sie so etwas im Falle
der Union auch für möglich?
Ausschließen kann man ja gar
nichts mehr, aber ich würde
es nicht für wahrscheinlich hal-
ten, weil Restbestände immer da
sind.

Nun hat aber die FDP als Partei
der Mitte zugelegt und auch die
Freien Wähler werden – wenn
auch auf Bundesebene ganz lang-
sam – stärker. Beide Erben der
Union?
Ein traditioneller Unionswähler
begreift die FDP als so etwas
Ähnliches wie die Union. Die et-
was ernsthafter für die Rettung der
Natur engagiert sein wollen, wan-
dern zu den Grünen ab.

Wie sehen Sie denn die Zukunft
der Freien Wähler? Können sie
zulasten der Union noch zulegen?
Die Chancen für die Freien Wäh-
ler sind in Bayern größer als im
Rest der Republik, weil ihr Er-
scheinungsbild dem entspricht,
was man sich unter bayerischem
Bürgertum vorstellt. Das kommt
natürlich in Kiel oder Hamburg
anders an. Auf Bundesebene ha-
ben sie in ihrem jetzigen Erschei-
nungsbild weniger Chancen als in
Bayern, aber hier haben die Freien
Wähler gute Aussichten. Parteien
wie die Freien Wähler haben an-
gesichts der Zersplitterung des
Parteienwesens alle irgendwo eine
Chance.

Sie haben die Wahlniederlage der
Union vor allem auf deren innere
Zerstrittenheit zurückgeführt.
Das widerspricht der verbreiteten
Ansicht, es lag vor allem am
Kanzlerkandidaten. Lag es tat-
sächlich nicht an Laschet?
Nein. Im Medienzeitalter macht
man das gerne an einer Person
fest. Der Unions-Spitzenkandidat,
Ministerpräsident des größten
Bundeslandes mit freundlichem
Kommunikationsstil, hat durch die
Inner-Unions-Attacken in seinem
Ansehen schwerstens gelitten. Zur
Zerstrittenheit gehören immer
mehrere. Außerdem wünschten
sich die Wähler jenseits der De-
tails einen Politikwechsel. Nur 16
Prozent waren in den Umfragen
nicht für einen Politikwechsel. Das
hat auch viel mit der langen
Amtszeit der Bundeskanzlerin zu
tun. 1998 nach 16 Jahren Kohl war
eine ähnliche Stimmung da. Zwi-
schentitel: Strategische Ratlosig-
keit.

Und dafür stand die Union nicht....
Wenn Sie die Bürger fragen, was
sie erwarten, dann – allem über-
geordnet – ein klares Zukunfts-
bild. Das hat auch die Union nicht
geboten. Ein Grundbedarf der
Mitbürger ist damit nicht befrie-
digt. Wenn man größer 'rauskom-
men will, darf es nicht das Bild der
Zerstrittenheit geben und es muss
ein orientierendes Zukunftsbild da
sein: Wie sieht unsere Gesell-
schaft in fünf, zehn Jahren aus? Da
herrscht auf politischer Seite stra-
tegische Ratlosigkeit.

Der Anteil von CSU-Chef Markus
Söder an der Unions-Wahlnie-
derlage ist also nicht unerheb-
lich?
Natürlich. Die Wahlniederlage ist
nicht nur bei einer Person abzu-
laden. Da die Union ein solches
merkwürdiges Selbstzermür-
bungsbild abgeliefert hat, war La-
schet nicht die Rettung, sondern
Teil der Gewürgelage.

Viele spekulierten, Söder habe
jetzt erst mal Laschet verlieren
lassen, um in vier Jahren als
strahlender Kandidat anzutreten.
Ist das realistisch?
Als strahlender Kandidat kann er
nicht mehr auftauchen, weil er
mitbeschädigt ist. Das hört man ja
auch in der CSU. Alle haben zu
einem beschädigten Erschei-
nungsbild beigetragen. Viele
Menschen sind enttäuscht. Das
vergessen sie nicht über Nacht.
Diese Art von Beschädigungen
bleiben historisch hängen und
spürbar.

Was bedeutet die Bundestagswahl
für die nächste bayerische Land-
tagswahl? Kann die CSU so tun,
als sei das eine ganz andere Bau-
stelle?
Nein. Die Menschen differenzie-
ren da nicht. Der Föderalismus ist

sehr verwoben. Von Bayern aus
wollte man den anderen ja sagen,
wie sie ihre Lage verbessern kön-
nen, wo es in Berlin langgehen
soll. Da wird ja nicht getrennt. Die
Frage ist: Schaffen es die CSU und
Söder, so stark die Voraussetzun-
gen zu erfüllen, die ich vorhin ge-
nannt habe, dass man darüber
hinweg sieht? Franz Josef Strauß
hat 1976 nach dem Kreuther
Trennungsbeschluss auch wieder
Fuß fassen können. Bis heute ist
der Kreuther Trennungsbeschluss
aber immer noch ein präsentes
Datum.

Könnte es zur Trennung von CDU
und CSU doch einmal kommen?
Wenn die Unionsparteien wach-
sam bleiben, kommt es nicht da-
zu, weil beide daraus schwer be-
schädigt herausgehen würden.
Damals haben sie ja bald wieder
beigedreht, weil die CDU dann
auch in Bayern antreten würde.
Das ist ein ganz gewichtiger Punkt.
Welche Konflikte zwischen wel-
chen Parteien würden die
schärfsten, die problematischsten
sein? Die Konflikte zwischen den
beiden Unionsparteien. Beide
wären dann besonders gekränkt
und wollten denselben Wähler
gewinnen.

Gibt es für die CSU in Bayern je-
mals noch einmal die Chance für
eine absolute Mehrheit?
Die Chance ist durch die Ausfä-
cherung der Parteienlandschaft
und des Stimmungsbildes geringer
geworden. Trotzdem: Wenn die
CSU ein so klares und präzises
Erscheinungsbild ausstrahlen
würde wie sie das mal getan hat
und sie ein orientierendes Zu-
kunftsbild und eine klare Strategie
zu bieten hätte, dann kann man es
nicht ausschließen.

Anhand der Republikaner in den
USA und der Tories in Großbri-
tannien haben einige die These
entwickelt, konservative Parteien
könnten sich radikalisieren. Ist da
was dran?
Radikalisierungen wird es geben,
aber nicht nur der konservativen
Parteien. Das hat etwas zu tun mit
der Komplexität der Gesellschaft.
Über 70 Prozent unserer Mitbür-
ger geben zu, dass sie das alles
nicht mehr verstehen. Wenn Sie
nicht jeden Halt verlieren wollen,
radikalisieren Sie. Dann be-
schimpfen Sie irgendjemanden,
dann entdecken Sie einen Feind,
dann erklären Sie XY zum Unter-
gang dieser Republik. Mit dieser
Vereinfachung versuchen Sie, sich
zurechtzufinden. Das trifft aber
nicht nur auf die Konservativen zu.
Insofern ist eine Radikalisierung
ein ernstes Problemfeld für die
Zukunft unserer Republik.
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» Als strahlender Kandidat
kann er

nicht mehr auftauchen. «
Werner Weidenfeld über Markus Söder
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Geschäftsführende
Regierung
Bundespräsident Frank-Walter
Steinmeier hat Kanzlerin An-
gela Merkel (CDU) gebeten, die
Regierungsgeschäfte noch so
lange weiterzuführen, bis ein
neuer Kanzler gewählt wird.
Das teilte das Bundespräsi-
dialamt am Dienstag mit.
Der Schritt ist üblich, wenn

beim Zusammentreten eines
neuen Bundestags noch kein
neuer Regierungschef gewählt
wird. Offiziell endete mit der
konstituierenden Sitzung des
Parlaments am Dienstag die
Amtszeit der Kanzlerin und der
Bundesminister.

Artikel 69 des Grundgesetzes
Wie das Präsidialamt weiter
mitteilte, händigte Steinmeier
den Mitgliedern der Bundes-
regierung im Schloss Bellevue
noch am Dienstag ihre Entlas-
sungsurkunden aus.
Artikel 69 des Grundgesetzes

sieht vor, dass der Bundesprä-
sident die Kanzlerin – und die
Kanzlerin ihre Minister – er-
suchen kann, die Geschäfte bis
zur Ernennung von Nachfol-
gern weiterzuführen. Dies
dürfen weder Kanzlerin noch
Minister ablehnen. dpa
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